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Geſetz-Sammlung 


für die 


geſetzlichen Beſtimmungen, S. 253. — Städteordnung für die Provinz Heſſen⸗Naſſau, S. 254. 


(Fr. 9933.) Geſetz, betreffend Abänderung der hinſichtlich der Jagd auf Waſſervögel für Oft- 
friesland geltenden geſetzlichen Beſtimmungen. Vom 26. Juli 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
Einziger Artikel. 

Ziffer 1 des §. 3 der mittelſt Verordnung vom 31. Juli 1838 für die 
Provinz Oſtfriesland des ehemaligen Königreichs Hannover erlaſſenen Jagd— 
ordnung Geſetz⸗Samml. für das Königreich Hannover Jahrgang 1838 III. Ab— 
theilung S. 160) erhält folgende Faſſung: 

am Strande der See, an den Ufern der Ströme Ems und Leda, 
ſowie auf und an dem Großen Meere, der Hiewe und dem Lopper— 
ſumer Meere; doch dürfen behufs Ausübung dieſer Jagd überall 
fremde Grundſtücke nicht betreten werden, ſoweit ſolches nach anderen 
Geſetzen verboten iſt. 

Ferner muß de. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Molde an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 26. Juli 1897. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Boſſe. Frhr. v. Hammerſtein. 
Zugleich für den Juſtizminiſter: 5 
Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 


€ 
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Ausgegeben zu Berlin den 21. Auguſt 1897. 
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(Nr. 9934.) Städteordnung für die Provinz Seſſen-Naſſau. Vom 4. Auguſt 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für die Provinz Heſſen⸗ 
Naſſau, was folgt: N 


3 

Dieſe Städteordnung findet in den Städten des Regierungsbezirks Caſſel 
und in den im $. 22 der Kreisordnung für die Provinz Heſſen⸗Naſſau vom 
7. Juni 1885 (Geſetz-Samml. S. 193) bezeichneten Stadtgemeinden des Re⸗ 
gierungsbezirks Wiesbaden, mit Ausnahme der Stadt Frankfurt a. M., Anwendung. 

Stadtgemeinden können auf ihren Antrag nach Anhörung des Kreistages 
und Provinziallandtages durch Königliche Verordnung zu Landgemeinden erklärt 
werden. 


Erſter Titel. 
Grundlagen der ſtaͤdtiſchen Verfaſſung. 


$. 2. 

Den ſtädtiſchen Gemeindebezirk (Stadtbezirk) bilden alle diejenigen Grund⸗ 
ſtücke, welche ihm bisher angehört haben. 

Hinſichtlich der Vereinigung von Grundſtücken, welche noch keinem Gemeinde⸗ 
oder Gutsbezirke angehören, einer Landgemeinde oder eines Gutsbezirks mit einer 
Stadtgemeinde, einer Stadtgemeinde mit einer anderen Stadtgemeinde, der Ab— 
trennung einzelner Theile von einem Stadtbezirke und deren Vereinigung mit 
einem anderen Gemeinde- oder einem Gutsbezirke, ſowie der Abtrennung einzelner 
Theile von einem Gemeinde- oder Gutsbezirke und deren Vereinigung mit einem 
Stadtbezirke finden die Vorſchriften des $. 2 der Landgemeindeordnung für die 
Provinz Heſſen⸗Naſſau ſinngemäß Anwendung mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle der Beſchlußfaſſung des Kreisausſchuſſes nach erfordertem Gutachten des 
Kreistages die Beſchlußfaſſung des Bezirksausſchuſſes tritt. 

Für die in Folge einer Veränderung der Grenzen der Stadtgemeinden 
nothwendig werdende Auseinanderſetzung der Betheiligten gilt §. 3 a. a. O. 

Privatrechtliche Verhältniſſe dürfen durch dergleichen Veränderungen nicht 
geſtört werden. 

Streitigkeiten über die beſtehenden Grenzen der Stadtbezirke unterliegen der 
Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren. ü 

Ueber die Feſtſetzung ſtreitiger Grenzen beſchließt vorläufig, ſofern es das 
öffentliche Intereſſe erheiſcht, der Bezirksausſchuß. Bei dem Beſchluſſe behält es 
bis zur rechtskräftigen Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren ſein Bewenden. 
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3 5 4 i 8. 

Angehörige der Stadtgemeinde ſind mit Ausnahme der nicht angeſeſſenen, 
ſervisberechtigten Militärperſonen des aktiven Dienſtſtandes diejenigen, welche inner⸗ 
halb des Stadtbezirks einen Wohnſitz haben. 

Einen Wohnſitz im Sinne dieſes Geſetzes hat jemand an dem Orte, an 
welchem er eine Wohnung unter Umſtänden inne hat, die auf die Abſicht 
dauernder Beibehaltung einer ſolchen ſchließen laſſen. 

§. 4. 

Die Gemeindeangehörigen (F. 3) find nach Maßgabe der beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen zur Mitbenutzung der öffentlichen Einrichtungen und Anſtalten der 
Stadt berechtigt und zur Theilnahme an den ſtädtiſchen Gemeindelaſten verpflichtet. 

Die Beſtimmungen beſonderer Stiftungen, welche mit ſolchen ſtädtiſchen 
Einrichtungen und Anſtalten verbunden ſind, ſowie die hieran beſtehenden auf 
beſonderen Titeln beruhenden Privatrechte werden hierdurch nicht berührt. 

Auf Einſprüche, betreffend das Recht zur Mitbenutzung der öffentlichen 
Gemeindeanſtalten, beſchließt der Magiſtrat (§. 32). Gegen den Beſchluß findet 
die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. Einſpruch und Klage haben keine 
aufſchiebende Wirkung. 

a 2 

Das Bürgerrecht beſteht in dem Rechte zur Theilnahme an den Wahlen, 
ſowie in der Befähigung zur Uebernahme unbeſoldeter Aemter in der Verwaltung 
und Vertretung der Stadtgemeinde. 

Das Bürgerrecht wird von jedem ſelbſtändigen männlichen Gemeinde⸗ 
angehörigen ($. 3) erworben, welcher 

1) Angehöriger des Deutſchen Reiches iſt, 

2) die bürgerlichen Ehrenrechte beſitzt, 

3) ſeit zwei Jahren in dem Stadtbezirke einen Wohnſitz hat, 

4) keine Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln empfängt, 

5) die ſchuldigen Gemeindeabgaben gezahlt hat und außerdem 

6) entweder 

a) ein Wohnhaus im Stadtbezirke beſitzt oder 

p) von ſeinem innerhalb des Stadtbezirks belegenen Grundbeſitze zu 
einem Jahresbetrage von mindeſtens 6 Mark an Grund- und 
Gebäudeſteuer vom Staate veranlagt iſt oder 

e) zur Staatseinkommenſteuer oder zu einem fingirten Normalſteuer⸗ 
ſatze von mindeſtens 4 Mark veranlagt iſt oder ein Einkommen 
von mehr als 660 Mark hat. 1 

Steht ein Wohnhaus im (getheilten oder ungetheilten) Miteigenthume 
Mehrerer, ſo kann das Bürgerrecht auf Grund dieſes Beſitzes nur von einem 
unter ihnen ausgeübt werden. Falls die Miteigenthümer ſich über die Perſon 
des Berechtigten nicht einigen, iſt derjenige, welcher den größten Antheil beſitzt, 
befugt, das Bürgerrecht auszuüben; bei gleichen Antheilen on ſich in dieſem 
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Falle die Perſon des Berechtigten durch das Loos, welches durch die Hand des 
Bürgermeiſters oder ſeines Stellvertreters ($. 32) gezogen wird. 

In den Fällen, wo ein Wohnhaus durch Vererbung auf einen anderen 
übergeht, kommt dem Erben bei Berechnung der Dauer des zweijährigen Wohn— 
ſitzes die Beſitzzeit des Erblaſſers zu Gute. Die Uebertragung unter Lebenden an 
Verwandte in abſteigender Linie ſteht der Vererbung gleich. 

Steuerzahlungen, Einkommen, Haus- und Grundbeſitz der Ehefrau werden 
dem Ehemanne, Steuerzahlungen, Einkommen, Haus- und Grundbeſitz der minder- 
jährigen, ſowie der in väterlicher Gewalt befindlichen Kinder dem Vater angerechnet. 

Als ſelbſtändig wird betrachtet, wer das vierundzwanzigſte Lebensjahr voll- 
endet hat und einen eigenen Hausſtand beſitzt, ſofern ihm nicht das Verfügungs⸗ 
recht über ſein Vermögen oder deſſen Verwaltung durch richterlichen Beſchluß ent— 
ogen iſt. 

5 Inwiefern über den Erwerb des Bürgerrechts von dem Magiſtrate eine Ur— 
kunde (Bürgerbrief) zu ertheilen iſt, bleibt den ſtatutariſchen Anordnungen vor— 
behalten. 

$. 6. 


Verlegt ein Bürger ſeinen Wohnſitz in eine andere Stadt, ſo kann ihm in 
ſeinem neuen Wohnorte das Bürgerrecht, wenn ſonſt die Vorausſetzungen zu deſſen 
Erwerb vorliegen, von dem Magiſtrate im Einverſtändniſſe mit der Stadtver- 
ordnetenverſammlung ($. 14) ſchon vor Ablauf von zwei Jahren verliehen werden. 

Ein Gleiches findet ſtatt, wenn der Beſitzer eines einen beſonderen Guts— 
bezirk bildenden Gutes oder das Gemeindeglied einer Landgemeinde ſeinen Wohnſitz 
in eine Stadt verlegt. 

Der Magiſtrat iſt im Einverſtändniſſe mit der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung befugt, Männern, welche ſich um die Stadt verdient gemacht haben, ohne 
Rückſicht auf deren Gemeindeangehörigkeit und die nach F. 5 Abſatz 2 unter 
Nummer und 6 vorgeſchriebenen Vorausſetzungen das Ehrenbürgerrecht zu ertheilen. 


5 . 

Das Bürgerrecht und die unbeſoldeten ſtädtiſchen Aemter gehen verloren, 
ſobald eine der im F. 5 Abſatz 2 unter Nummer 1, 2 und 6 vorgeſchriebenen 
Vorausſetzungen nicht mehr zutrifft oder der Wohnſitz in dem Stadtbezirke auf— 
gegeben wird. 

Wer durch rechtskräftiges Erkenntniß der bürgerlichen Ehrenrechte verluſtig 
gegangen iſt, verliert dadurch dauernd die von ihm bisher bekleideten Aemter in 
der Verwaltung und Vertretung der Stadtgemeinde. 

Die rechtskräftig erfolgte Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffent⸗ 
licher Aemter hat den dauernden Verluſt der bisher bekleideten Aemter in der 
Verwaltung und Vertretung der Stadtgemeinde, ſowie für die im Urtheile be— 
ſtimmte Zeit die Unfähigkeit zur Bekleidung ſolcher Aemter zur Folge. 

Die Verurtheilung zur Zuchthausſtrafe hat den Verluſt der ſtädtiſchen 
Aemter und die dauernde Unfähigkeit zur Bekleidung ſolcher Aemter zur Folge. 
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$. 8. 
. Wer beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes das Bürgerrecht beſitzt, verliert es 
nicht aus dem Grunde, weil bei ihm die im §. 5 Abſatz 2 unter Nummer 6 
vorgeſchriebene Vorausſetzung nicht zutrifft. 


$. 9. 

Die Ausübung des Bürgerrechts ruht, 

1) wenn gegen einen Bürger gerichtliche Haft verfügt oder wegen eines 
Verbrechens oder eines Vergehens, welches die Aberkennung der bürger— 
lichen Ehrenrechte zur Folge haben kann, das Hauptverfahren eröffnet 
iſt, fo lange bis das Strafverfahren beendet ift; 

2) wenn ein Bürger entmündigt iſt, bis zur Wiederaufhebung der Ent— 
mündigung; 

3) wenn ein Bürger in Konkurs verfällt, bis zur Beendigung des Ver— 
fahrens; 

4) wenn ein Bürger Armenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln empfängt, 
während ſechs Monaten nach dem Empfange der Unterſtützung, ſofern 
er nicht früher die empfangene Unterſtützung erftattet; 

5) wenn ein Bürger die ſchuldigen Gemeindeabgaben innerhalb 8 Tagen 
nach erfolgter Mahnung durch den Steuererheber nicht gezahlt hat, 
vom Ablaufe dieſer Friſt bis zu deren Entrichtung. 


$. 10. 

Wer ſeit einem Jahre mehr als einer der drei höchſtbeſteuerten Gemeinde⸗ 
angehörigen ſowohl an direkten Staatsſteuern als an direkten Gemeindeſteuern 
entrichtet, iſt, auch ohne im Stadtbezirke einen Wohnſitz zu haben, berechtigt, an 
den Wahlen theilzunehmen, falls bei ihm die übrigen Vorausſetzungen ($. 5 
Abſatz 2) vorhanden ſind. | 

Daſſelbe Recht haben juriſtiſche Perſonen, Aktiengeſellſchaften, Kommandit⸗ 
geſellſchaften auf Aktien, Berggewerkſchaften, eingetragene Genoſſenſchaften und 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, wenn ſie ſeit einem Jahre in einem ſolchen 
Maße in der Gemeinde beſteuert ſind. MN: 

Dem Staatsfisfus ſteht daſſelbe Recht zu, wenn er ſeit einem Jahre zu 
den direkten Gemeindeſteuern mit einem höheren Betrage herangezogen wird, als 
einer der drei höchſtbeſteuerten Gemeindeangehörigen an direkten Staats- und 
Gemeindeſteuern, beide zuſammengerechnet, entrichtet. 


5. 14. 
Die Stadtverordnetenverſammlung beſchließt auf Einſprüche, betreffend den 
Beſitz oder den Verluſt des Bürgerrechts, insbeſondere des Rechts zur Bekleidung 
eines den Beſitz des Bürgerrechts vorausſetzenden Amtes in der Verwaltung oder 
Vertretung der Stadtgemeinde. 
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Gegen den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt, 
welche auch dem Magiſtrate zuſteht. Sie hat keine aufſchiebende Wirkung. 


$. 12. 

Die Stadtgemeinden ſind öffentliche Körperſchaften; es ſteht ihnen das 
Recht der Selbſtverwaltung ihrer Angelegenheiten nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes zu. Sie werden durch den Magiſtrat und die Stadtverordnetenver⸗ 
ſammlung vertreten. a 

Der Magiſtrat iſt die Obrigkeit der Stadt und verwaltet die ſtädtiſchen 
Gemeindeangelegenheiten. Die Ausnahme beſtimmt der neunte Titel. 


F 13. N 
Die Stadtgemeinden ſind befugt, beſondere ſtatutariſche Anordnungen zu 
treffen: 5 
N J) über ſolche Angelegenheiten der Stadtgemeinden, ſowie über ſolche 
Rechte und Pflichten der Gemeindeangehörigen, hinſichtlich deren das 
gegenwärtige Geſetz Verſchiedenheiten gejtattet oder keine ausdrücklichen 
Beſtimmungen enthält; 
2) über ſonſtige eigenthümliche Verhältniſſe und Einrichtungen. 
Die Entwürfe zu den ſtatutariſchen Anordnungen ſind vor dem endgültigen 
Beſchluſſe der Stadtverordnetenverſammlung zur öffentlichen Kenntniß in der 
Stadtgemeinde zu bringen; jedem Bürger ſteht frei, innerhalb der nächſten zwei 
Wochen, vom Tage nach der Veröffentlichung an gerechnet, bei dem Magiſtrate 
Einwendungen zu erheben, welche dieſer der Stadtverordnetenverſammlung zur 
Beſchlußfaſſung vorzulegen hat. 
Die ſtatutariſchen Anordnungen bedürfen der Beſtätigung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes. 


Zweiter Titel. 
Zuſammenſetzung und Wahl der Stadtverordnetenverſammlung. 


F. 14. 
Die Stadtverordnetenverſammlung beſteht aus zwölf Mitgliedern in Stadt⸗ 
gemeinden von nicht mehr als 2 500 Einwohnern, 
aus 18 in Gemeinden von mehr als 2500 bis 5 000 Einwohnern, 
2 241 ; Bon) > TIERE . 
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Durch ſtatutariſche Anordnung können abweichende Feſtſetzungen über die 
Anzahl der Stadtverordneten getroffen werden. 
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ne $. 15. | 

Für die Wahlen der Stadtverordneten werden die Stimmberechtigten, mit 
Ausnahme der in F. 10 Abſatz 2 und 3 aufgeführten, nach Maßgabe der von 
ihnen in der Gemeinde zu entrichtenden direkten Staatsſteuern (Einkommen- und 
Ergänzungsſteuer), Gemeinde-, Kreis-, Bezirks- und Provinzialſteuern in drei 
Abtheilungen getheilt und zwar in der Art, daß auf jede Abtheilung ein Drittel 
der Geſammtſumme der Steuerbeträge aller Wähler fällt. Die in $. 10 Ab⸗ 
ſatz 2 und 3 aufgeführten Stimmberechtigten ſind nach erfolgter Bildung der 
Wählerabtheilungen derjenigen Abtheilung zuzutheilen, welcher ſie nach der Höhe 

er ihnen anzurechnenden Steuerbeträge angehören. 

Bei der Bildung der Wählerabtheilungen kommen Steuern für die im 
Umherziehen betriebenen Gewerbe nicht in Anrechnung. 

Wo direkte Gemeindeſteuern nicht erhoben werden, treten an deren Stelle 
die vom Staate veranlagte Grund-, Gebäude- und Gewerbeſteuer. 

Für jede nicht zur Staatseinkommenſteuer veranlagte Perſon iſt an Stelle 
dieſer Steuer ein Betrag von drei Mark zum Anſatze zu bringen. 

Wähler, welche vom Staate zu einer Steuer nicht veranlagt ſind, wählen 
in der dritten Abtheilung. Verringert ſich in Folge deſſen die auf die erſte 
und zweite Abtheilung entfallende Geſammtſteuerſumme, fo findet die Bildung 
dieſer Abtheilungen in der Art ſtatt, daß von der übrig bleibenden Summe auf 
die erſte und zweite Abtheilung je die Hälfte entfällt. 

In die erſte oder zweite Abtheilung gehört auch derjenige, deſſen Steuer⸗ 
betrag nur theilweiſe in das erſte oder zweite Drittel fällt. 

Kein Wähler kann zwei Abtheilungen zugleich angehören. Läßt ſich bei 
gleichen Steuerbeträgen nicht entſcheiden, welcher unter mehreren Wählern zu 
einer beſtimmten Abtheilung zu rechnen iſt, ſo giebt die alphabetiſche Ordnung 
der Familiennamen, bei gleichen Namen das Loos den Ausſchlag. 

Jede Abtheilung wählt aus der Zahl der ſtimmberechtigten Bürger ein 
Drittel der Stadtverordneten, ohne dabei an die Wähler der Abtheilung ge— 
bunden zu ſein. 0 

Die Ehrenbürger wählen, ſofern ſie ihren Wohnſitz nicht in dem Stadt⸗ 
bezirke haben, in der erſten Abtheilung. 

§. 16. 

Enthält eine Stadtgemeinde mehrere Ortſchaften, ſo kann ſie mit Rückſicht 
hierauf in Wahlbezirke eingetheilt werden. ; 3 

Für eine Abtheilung, in welcher mehr als 500 Wähler vorhanden ſind, 
können Wahlbezirke gebildet werden. : 5 25 i 

Die Anzahl und die Grenzen der Wahlbezirke, ſowie die Anzahl der in 
einem jeden zu wählenden Stadtverordneten werden nach Maßgabe der Zahl der 
ſtimmberechtigten Bürger von dem Magiſtrate feſtgeſetzt. 

Iſt eine Aenderung der Anzahl oder der Grenzen der Wahlbezirke oder 
der Anzahl der in einem jeden zu wählenden Stadtverordneten wegen einer in 
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der Zahl der ſtimmberechtigten Bürger eingetretenen Aenderung oder aus fonftigen 
Gründen erforderlich geworden, fo hat der Magiſtrat die entſprechende ander- 
weitige Feſtſetzung zu treffen, auch wegen des Ueberganges aus dem alten in 
das neue Verhältniß das Geeignete anzuordnen. Dieſe Feſtſetzung bedarf der 
Beſtätigung des Bezirksausſchuſſes. 


K 17. 

Die Wähler ſind bei der Wahl an die im Wahlbezirke wohnenden Bürger 
nicht gebunden. Jedoch kann bei Stadtgemeinden, welche mehrere Ortſchaften 
enthalten, durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes nach Verhältniß der Einwohner— 
zahl beſtimmt werden, wieviel Mitglieder der Stadtverordnetenverſammlung aus 
jeder einzelnen Ortſchaft zu wählen ſind. 


$. 18. 

Die Hälfte der von jeder Abtheilung zu wählenden Stadtverordneten muß 
aus Hausbeſitzern (Eigenthümern, Nießbrauchern und ſolchen, die ein erbliches 
Beſitzrecht haben) beſtehen. 

$. 19. 
Stadtverordnete können nicht ſein: 
1) diejenigen Beamten und die vom Staate ernannten Mitglieder der- 
jenigen Behörden, durch welche die Aufſicht des Staates über die 
Städte ausgeübt wird ($. 87), 

2) die Mitglieder des Magiſtrats und alle beſoldeten Gemeindebeamten, 

ſoweit nicht Ausnahmen durch die $$. 83 und 84 beſtimmt werden, 

3) die Geiſtlichen, Kirchendiener und Volksſchullehrer, 

4) die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die techniſchen Mitglieder 

der Handels-, Gewerbe- und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen find, 

5) die Beamten der Staatsanwaltichaft, 

6) die Polizeibeamten. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, ſowie Brüder 
dürfen nicht zugleich Mitglieder der Stadtverordnetenverſammlung fein. Sind 
ſolche Verwandte oder Verſchwägerte zugleich erwählt, ſo wird der ältere allein 
zugelaſſen. Entſteht die Schwägerſchaft im Laufe der Wahlperiode, ſo ſcheidet 
der Schwiegerſohn aus. 

F. 20. 

Die Stadtverordneten werden auf ſechs Jahre gewählt. Jedoch verliert 
jede Wahl ihre Wirkung, ſobald einer der Fälle eintritt, in denen nach den Be— 
ſtimmungen der $$. 7 und 9 der Gewählte des Bürgerrechts verluſtig geht oder 
von deſſen Ausübung für eine gewiſſe Zeit ausgeſchloſſen wird. Tritt einer der 
Fälle ein, in denen nach jenen Beſtimmungen die Ausübung des Bürgerrechts 
ruhen muß, ſo iſt der Gewählte zugleich von der Theilnahme an den Geſchäften 
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der Stadtverordnetenverſammlung einſtweilen bis zum Austrage der Sache aus— 
geſchloſſen. 

Alle zwei Jahre ſcheidet ein Drittel der Mitglieder aus und wird die 
Stadtverordnetenverſammlung durch neue Wahlen ergänzt. Die das erſte und 
m das zweite Mal Ausſcheidenden werden für jede Abtheilung durch das Loos 
deſtimmt. 

§. 21. 

Eine Liſte der Stimmberechtigten, welche die erforderlichen Eigenſchaften 
der eingetragenen Perſonen nachweiſt, wird von dem Magiſtrate geführt und 
alljährlich im Auguſt berichtigt. 

Die Liſte wird nach den Wahlabtheilungen und im Falle des §. 16 nach 
den Wahlbezirken eingetheilt. 

F. 22. 

Vom 1. bis 15. Auguſt berichtigt der Magiſtrat die Liſte ($. 21). 
„Vom 15. bis zum 30. Auguſt wird die Lifte in einem oder mehreren zu 
öffentlicher Kenntniß gebrachten Räumen in der Stadtgemeinde offen gelegt. 
WMährend dieſer Zeit kann jeder Stimmberechtigte gegen die Richtigkeit der 
Liſte bei dem Magiſtrate Einſpruch erheben. 

Die Stadtverordnetenverſammlung hat auf erhobene Einſprüche bis zum 
15. September zu beſchließen. 

Soll der Name eines einmal in die Liſte aufgenommenen Stimmberechtigten 
wieder gelöſcht werden, ſo iſt dem Stimmberechtigten dies acht Tage vorher von 
dem Magiſtrate unter Angabe der Gründe mitzutheilen. 

Gegen den Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung in Betreff der 
Richtigkeit der Lifte findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt, welche 
auch dem Magiſtrate zuſteht. Sie hat keine aufſchiebende Wirkung. 


$. 23. 

Die Wahlen zur regelmäßigen Ergänzung der Stadtverordnetenverſammlung 
finden alle zwei Jahre im November ftatt. 

Die Wahlen der dritten Abtheilung find zuerſt, die der erſten zuletzt vor— 
zunehmen. 

Außergewöhnliche Wahlen zum Erſatze innerhalb der Wahlperiode aus— 
geſchiedener Mitglieder müſſen angeordnet werden, wenn die Stadtverordneten— 
verſammlung oder der Magiſtrat es für erforderlich erachten, oder wenn der 
Bezirksausſchuß dies beſchließt. Der Erſatzmann bleibt nur bis zum Ende der- 
jenigen Wahlperiode in Thätigkeit, auf welche der Ausgeſchiedene gewählt war. 

Die Ergänzungs- und Erſatzwahlen werden von denſelben Abtheilungen 
und Wahlbezirken vorgenommen, von denen der Ausſcheidende gewählt war. 
Iſt die Zahl der zu wählenden Stadtverordneten nicht durch drei theilbar, ſo iſt, 
wenn nur einer übrig bleibt, dieſer von der zweiten Abtheilung zu wählen. 
Bleiben zwei übrig, ſo wählt die erſte Abtheilung den einen und die dritte Ab— 
theilung den anderen. 5 
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$. 24. 

Der Magiſtrat hat jederzeit die nöthige Beſtimmung zur Ergänzung der 
erforderlichen Anzahl von Hausbeſitzern (F. 18) zu treffen. 

Iſt die Zahl der Hausbeſitzer, welche zu wählen ſind, nicht durch die Zahl 
der Wahlbezirke theilbar, ſo wird die Vertheilung auf die einzelnen Wahlbezirke 
durch das Loos beſtimmt. 

Mit dieſer Beſchränkung können die ausſcheidenden Stadtverordneten jeder— 
zeit wieder gewählt werden. 

F. 25. 

Vierzehn Tage vor der Wahl ſind die in der Liſte der Stimmberechtigten 
($$. 21 und 22) verzeichneten Wähler durch den Magiſtrat zu den Wahlen 
mittelſt ortsüblicher Bekanntmachung zu berufen. 

Die Bekanntmachung muß den Raum, die Tage und die Stunden, in 
welchen die Stimmen bei dem Wahlvorſtande abzugeben ſind, genau beſtimmen. 


F. 26. 

Der Wahlvorſtand beſteht in jedem Wahlbezirke aus dem Bürgermeiſter 
oder einem von dieſem ernannten Stellvertreter als Vorſitzenden und aus zwei 
von der Stadtverordnetenverſammlung gewählten Beiſitzern, von welchen der 
Vorſitzende einen zum Schriftführer beſtellt. Für jeden Beiſitzer wird von der 
Stadtverordnetenverſammlung ein Stellvertreter gewählt. 


6. 27. 

Jeder Wähler muß dem Wahlvorſtande mündlich zu Protokoll erklären, 
wem er ſeine Stimme geben will. Er hat ſo viele Perſonen zu bezeichnen, als 
zu wählen ſind. 

Werden die Erſatzwahlen mit den Ergänzungswahlen in einem und dem— 
ſelben Wahlakte verbunden, ſo hat jeder Wähler getrennt zunächſt ſo viele Per— 
ſonen zu bezeichnen, als zur regelmäßigen Ergänzung der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung, und ſodann ſo viele Perſonen, als zum Erſatze der innerhalb der 
Wahlperiode ausgeſchiedenen Mitglieder zu wählen ſind. 

Nur die in F. 10 erwähnten, außerhalb des Stadtbezirks wohnenden, 
höchſtbeſteuerten Perſonen, die juriſtiſchen Perſonen mit Einſchluß des Staats⸗ 
ſiskus, Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, Berggewerkſchaften, 
eingetragene Genoſſenſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung können 
ihr Stimmrecht durch Bevollmächtigte ausüben. Die Bevollmächtigten müſſen 
ſelbſt ſtimmfähige Bürger ſein. Iſt die Vollmacht nicht in beglaubigter Form 
ausgeſtellt, ſo beſchließt über ihre Anerkennung der Wahlvorſtand endgültig. 


§. 28. . 
Gewählt find diejenigen, welche bei der erſten Abſtimmung die meiften 


Stimmen und zugleich mehr als die Hälfte der abgegebenen Stimmen er 
halten haben. 


. 


Hat ſich eine ſolche Stimmenmehrheit bei der erſten Abſtimmung nicht 
ergeben, ſo werden von denjenigen Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben, ſo viele auf eine engere Wahl gebracht, daß die doppelte Anzahl der noch 
zu wählenden Stadtverordneten erreicht wird. Iſt die Auswahl der hiernach zur 
engeren Wahl zu bringenden Perſonen zweifelhaft, weil auf zwei oder mehrere 
eine gleiche Stimmenzahl gefallen iſt, ſo entſcheidet zwiſchen dieſen das durch die 
Hand des Vorſitzenden zu ziehende Loos. 

Zu der engeren Wahl werden die Wähler durch eine das Ergebniß der erſten 
Wahl mittheilende Bekanntmachung des Wahlvorſtandes ſofort oder ſpäteſtens 
innerhalb acht Tagen aufgefordert. 

Die engere Wahl findet nach denſelben Vorſchriften wie die erſte Wahl 
ſtatt. Jedoch iſt bei der engeren Wahl die abſolute Stimmenmehrheit (Abſatz 1) 
nicht erforderlich; tritt bei ihr Stimmengleichheit ein, ſo entſcheidet das durch die 
Hand des Vorſitzenden zu ziehende Loos. 

Wer in mehreren Abtheilungen oder Wahlbezirken gewählt iſt, hat zu er⸗ 
klären, welche Wahl er annehmen will. : 

Befinden fich unter den Gewählten nicht fo viele Hausbeſitzer, als nach $. 18 
zu wählen ſind, ſo gelten von den nicht zu den Hausbeſitzern gehörigen Gewählten, 
welche die wenigſten Stimmen erhalten haben, ſo viele für nicht gewählt, als an 
der vorgeſchriebenen Mindeſtzahl der Hausbeſitzer fehlen. Für dieſe Perſonen ſind 
alsbald unter ſinnentſprechender Anwendung der Vorſchriften im dritten Abſatze 
Nachwahlen vorzunehmen, welche nur auf Hausbeſitzer gerichtet werden können. 
Hierauf iſt bei der Berufung der Wähler zu den Nachwahlen hinzuweiſen. 


$. 29. 


Die Wahlprotokolle find vom Wahlvorſtande zu unterzeichnen und vom 
Magiſtrate aufzubewahren. Der Magiſtrat hat das Ergebniß der vollendeten 
Wahlen ſofort bekannt zu machen. 

Gegen das ſtattgehabte Wahlverfahren kann von jedem Stimmberechtigten 
innerhalb zwei Wochen nach Bekanntmachung des Wahlergebniſſes bei dem 
Magiſtrate Einſpruch erhoben werden. 

Ueber die Gültigkeit der Wahlen beſchließt die Stadtverordnetenverſammlung. 

Gegen den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitwerfahren ftatt, 
welche auch dem Magiſtrate zuſteht. Sie hat keine aufſchiebende Wirkung, jedoch 
dürfen Neuwahlen zum Erſatze für ſolche Wahlen, welche durch Beſchluß der 
Stadtverordnetenverſammlung für ungültig erklärt worden ſind, vor ergangener 
rechtskräftiger Entſcheidung nicht vorgenommen werden. 


F. 30. 


Die bei der regelmäßigen Ergänzung neu gewählten Stadtverordneten treten 
mit dem Anfange des nächſtfolgenden Jahres ihr Amt an; die Ausſcheidenden 
bleiben bis zur Einführung der neu gewählten Mitglieder 30 Thätigkeit. 
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Der Magiſtrat hat die Einführung der Gewählten und deren Verpflichtung 
durch Handſchlag an Eidesſtatt anzuordnen. 


g. 1. 
Die in den $$. 21, 22, 23 und 30 beſtimmten Termine können durch 
ſtatutariſche Anordnungen abgeändert werden. 


Dritter Titel. 
Zuſammenſetzung und Wahl des Magiſtrats. 


§. 32. 

Der Magiſtrat beſteht aus dem Bürgermeiſter, welcher in den Städten 
Caſſel, Hanau, Marburg und Fulda, wie bisher, den Titel „Oberbürgermeiſter“ 
führt, einem oder mehreren Beigeordneten als deſſen Stellvertretern, einer Anzahl 
von Schöffen (Stadträthen, Rathsherren, Rathsmännern) und wo das Bedürfniß 
eine ſolche Ergänzung des Magiſtrats erfordert, noch aus einem oder mehreren 
beſoldeten Mitgliedern (Syndikus, Kämmerer, Schulrath, Baurath x.). 

Zum Magiſtrate gehören in Stadtgemeinden 

von nicht mehr als 2500 Einwohnern 2 Schöffen, 
von mehr als 2500 bis 10 000 5 4 P 


- 10000 50 000 . 6 5 
: 50000 100 000 ‚ 8 . 
. 5 100 000 . 10 


Durch ftatutarifche Anordnung können abweichende Feſtſetzungen über die 
Anzahl der Schöffen getroffen werden. 


$. 33. 

Mitglieder des Magiſtrats können nicht ſein: 

1) diejenigen Beamten und die vom Staate ernannten Mitglieder der- 
jenigen Behörden, durch welche die Aufſicht des Staates über die 
Städte ausgeübt wird ($. 87), 

2) die Stadtverordneten, desgleichen die Gemeindebeamten „ ſoweit dieſe 
nicht beſoldete Magiſtratsmitglieder ($. 32) find, und in Städten über 
10.000 Einwohner die Gemeindeeinnehmer (F. 61 Nummer 6 Abſatz 4), 

3) die Geiſtlichen, die Kirchendiener und die Lehrer an öffentlichen Schulen, 

4) die richterlichen Beamten, zu denen jedoch die techniſchen Mitglieder der 
Handels-, Gewerbe- und ähnlicher Gerichte nicht zu zählen ſind, 

5) die Beamten der Staatsanwaltſchaft, 

6) die Polizeibeamten. 
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Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, Großvater und 
Enkel, Brüder und Schwäger dürfen nicht zugleich Mitglieder des Magiſtrats ſein. 

Vater und Sohn, Schwiegervater und Schwiegerſohn, ſowie Brüder 
dürfen nicht zugleich Mitglieder des Magiſtrats und der Stadtverordneten— 
verſammlung ſein. 

Entſteht die Schwägerſchaft im Laufe der Wahlperiode, ſo ſcheidet das— 
jenige Mitglied aus, durch welches das Hinderniß herbeigeführt worden iſt. 

Perſonen, welche das Gewerbe der Gaſt- oder Schankwirthſchaft betreiben, 
können nicht Bürgermeiſter ſein. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, hiervon Aus— 
nahmen zuzulaſſen. 

§. 34. 

Der Bürgermeiſter und die Beigeordneten werden von der Stadtverordneten— 
verſammlung und den unbeſoldeten Mitgliedern des Magiſtrats in gemeinſamer 
Sitzung unter Leitung des Stadtverordnetenvorſtehers ($. 41), der Bürgermeiſter 
und, falls beſoldete Beigeordnete angeſtellt werden, auch dieſe auf zwölf, unbeſoldete 
Beigeordnete auf ſechs Jahre gewaͤhlt. Die Wahlverſammlung iſt beſchlußfähig, 
wenn mehr als die Hälfte der Wahlberechtigten anweſend iſt. 

Die übrigen beſoldeten Magiſtratsmitglieder werden von der Stadtverordneten— 
verſammlung auf zwölf, die Schöffen auf ſechs Jahre gewählt. 

Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte der Schöffen aus und wird der Magiſtrat 
durch neue Wahlen ergänzt. Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch 
das Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden können wieder gewählt werden. Wegen 
der außergewöhnlichen Erſatzwahlen kommt die Beſtimmung des $. 23 Abſaß 3 
zur Anwendung. 

Die Wahl der beſoldeten Bürgermeiſter und Magiſtratsmitglieder kann auch 
auf Lebenszeit erfolgen. 

. 35. 

Für jedes zu wählende Mitglied des Magiſtrats wird beſonders abgeſtimmt. 
Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel. Wird die abſolute Stimmenmehrheit bei 
der erſten Abſtimmung nicht erreicht, ſo werden diejenigen vier Perſonen, auf 
welche die meiſten Stimmen gefallen ſind, auf eine engere Wahl gebracht. Wird 
auch hierdurch die abſolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, ſo findet unter den— 
jenigen zwei Perſonen, welche bei der zweiten Abſtimmung die meiſten Stimmen 
erhalten haben, eine engere Wahl ſtatt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
das Loos. 

$. 36. 


Die gewählten Bürgermeiſter, Beigeordneten und beſoldeten Magiſtrats— 
mitglieder bedürfen der Beſtätigung. Die Beſtätigung ſteht zu: 
1) dem Könige hinſichtlich der Bürgermeiſter und Beigeordneten in Städten 
von mehr als 10 000 Einwohnern; 
(Nr. 9934.) 


2) dem Regierungspräſidenten hinſichtlich der Bürgermeiſter und Bei⸗ 
geordneten in Städten, welche nicht über 10 000 Einwohner haben, 
ſowie hinſichtlich der beſoldeten Magiſtratsmitglieder in allen Städten 
ohne Unterſchied ihrer Größe. 

Die Beſtätigung kann von dem Regierungspräſidenten nur unter Zu⸗ 
ſtimmung des Bezirksausſchuſſes verſagt werden. Lehnt der Bezirksausſchuß die 
Zuſtimmung ab, fo kann fie auf den Antrag des Regierungspräſidenten durch 
den Miniſter des Innern ergänzt werden. 

Wird die Beſtätigung von dem Regierungspräſidenten unter Zuſtimmung 
des Bezirksausſchuſſes verſagt, ſo kann ſie auf Antrag des Magiſtrats oder der 
Stadtverordnetenverſammlung von dem Minifter des Innern ertheilt werden. 

Wird die Beſtätigung verſagt, fo ſchreitet die Wahlverſammlung ($. 34) 
zu einer neuen Wahl. Wird auch dieſe Wahl nicht beſtätigt, fo iſt der Regierungs- 
präſident berechtigt, das Amt einſtweilen auf Koſten der Stadt kommiſſariſch ver 
walten zu laſſen. Der Kommiſſar iſt in der Regel aus der Zahl der Bürger 
zu ernennen. 

Daſſelbe findet ſtatt, wenn die Wahlverſammlung die Wahl verweigert 
oder den nach der erſten Wahl nicht Beſtätigten wieder wählt. 

Die kommiſſariſche Verwaltung dauert ſo lange, bis die Wahl, deren 
wiederholte Vornahme der Wahlverſammlung jederzeit zuſteht, die Beſtätigung 
erlangt hat. 

6 . 

Die Mitglieder des Magiſtrats werden vor ihrem Amtsantritte durch den 
Bürgermeiſter in öffentlicher Sitzung der Stadtverordnetenverſammlung in Eid 
und Pflicht genommen; der Bürgermeiſter wird vom Regierungspräſidenten oder 
einem von dieſem zu ernennenden Kommiſſar in öffentlicher Sitzung der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung vereidet. 

Magiſtratsmitgliedern, welche ihr Amt mindeſtens neun Jahre mit Ehren 
bekleidet haben, kann in Uebereinſtimmung mit der Stadtverordnetenverſammlung 
von dem Magiſtrate das Prädikat „Stadtälteſter“ verliehen werden. 


Vierter Titel. 
Verſammlungen und Geſchaͤfte der Stadtverordneten. 


$. 38. 

Die Stadtverordnetenverſammlung hat über alle Gemeindeangelegenheiten 
zu beſchließen, ſoweit dieſe nicht ausſchließlich dem Magiſtrate überwieſen ſind. 
Sie giebt ihr Gutachten über alle Gegenſtände ab, welche ihr zu dieſem Zwecke 
durch die Aufſichtsbehörde vorgelegt werden. Ueber andere als Gemeinde: 
angelegenheiten dürfen die Stadtverordneten nur dann berathen, wenn ſolche durch 
Geſetz oder Auftrag der Aufſichtsbehörde an ſie gewieſen ſind. 

Die Stadtverordneten ſind an Aufträge und Inſtruktionen nicht gebunden. 


— IR 
§. 39. 

Die Beſchlüſſe der Stadtverordneten bedürfen, wenn ſie ſolche Angelegen⸗ 
heiten betreffen, welche durch das Geſetz dem Magiſtrate zur Ausführung über⸗ 
wieſen find, der Zuſtimmung des letzteren. Verſagt dieſer die Zuſtimmung, fo 
hat er die Gründe der Verſagung der Stadtverordnetenverſammlung mitzutheilen. 
Erfolgt hierauf keine Verſtändigung, zu deren Herbeiführung ſowohl von dem 
Magiſtrate als den Stadtverordneten die Einſetzung einer gemeinſchaftlichen 
Kommiſſion verlangt werden kann, ſo beſchließt der Bezirksausſchuß über die 
entſtandene Meinungsverſchiedenheit, wenn von einem Theile auf Entſcheidung 
angetragen wird und die Angelegenheit nicht auf ſich beruhen kann. 

Die Stadtverordnetenverſammlung darf ihre Beſchlüſſe in keinem Falle 
ſelbſt zur Ausführung bringen. 10 

$. 40. 


Die Stadtverordnetenverſammlung überwacht die Verwaltung. Sie iſt 
berechtigt, ſich von der Ausführung ihrer Beſchlüſſe und der Verwendung aller 
Gemeindeeinnahmen Ueberzeugung zu verſchaffen. Sie kann zu dieſem Zwecke 
von dem Magiſtrate die Einſicht der Akten verlangen und Ausſchüſſe aus ihrer 
Mitte ernennen, zu welchen der Bürgermeiſter ein Mitglied des Magiſtrats ab⸗ 
zuordnen befugt iſt. 

F. 41. 

Die Stadtverordnetenverſammlung wählt alle zwei Jahre nach Maßgabe 
des §. 35 aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden (Stadtverordnetenvorſteher) und 
einen Schriftführer, ſowie je einen Stellvertreter für dieſe. Die Beſtellung eines 
Schriftführers kann auch auf andere Weiſe durch die Geſchäftsordnung (. 51) 
geregelt werden; gehört der Schriftführer der Stadtverordnetenverſammlung nicht 
als Mitglied an, ſo iſt er von dem Bürgermeiſter in öffentlicher Sitzung zu 
vereidigen. 

Die Stadtverordneten verſammeln ſich, ſo oft es ihre Geſchäfte erfordern. 

Der Magiſtrat wird zu allen Verſammlungen eingeladen und kann ſich 
durch Abgeordnete vertreten laſſen. Die Stadtverordneten können verlangen, 
daß Abgeordnete des Magiſtrats anweſend ſind. Der Magiſtrat muß gehört 
werden, ſo oft er es verlangt. 842 


Die Zuſammenberufung der Stadtverordneten geſchieht durch den Vor⸗ 
ſitzenden; ſie muß erfolgen, ſobald es von einem Viertel der Mitglieder oder von 
dem Magiſtrate verlangt wird. 

$. 43. 

Die Art und Weiſe der Zufammenberufung wird ein- für allemal von 
der Stadtverordnetenverſammlung feſtgeſtellt. 

Die Zuſammenberufung erfolgt unter Angabe der Gegenſtände der Ver- 
handlung und muß mit Ausnahme dringender Fälle wenigſtens zwei Tage vorher 
ſtattfinden. 

(Nr. 9934.) 
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$. 44. 

Die Stadtverordneten können regelmäßige Sitzungstage feſtſetzen, es müſſen 
jedoch auch dann die Gegenſtände der Verhandlung mit Ausnahme dringender 
Fälle mindeſtens zwei Tage vorher den Stadtverordneten und dem Magiſtrate 
mitgetheilt werden. 

§. 45. 

Die Stadtverordnetenverſammlung kann nur beſchließen, wenn mehr als 
die Hälfte der Mitglieder (F. 14) zugegen iſt. Eine Ausnahme hiervon findet 
ſtatt, wenn die Stadtverordneten, zum zweiten Male zur Verhandlung über 
denſelben Gegenſtand zuſammenberufen, dennoch nicht in genügender Anzahl 
erſchienen ſind. Bei der zweiten Zuſammenberufung muß auf dieſe Beſtimmung 
ausdrücklich hingewieſen werden. . 

$. 46. 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen— 
gleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Wer nicht mitſtimmt, wird 
zwar als anweſend betrachtet, die Stimmenmehrheit wird aber lediglich nach der 
Zahl der Stimmenden feſtgeſtellt. 


§. 47. 

Bei der Berathung und Abſtimmung über Rechte und Verpflichtungen 
der Stadtgemeinde darf dasjenige Mitglied der Stadtverordnetenverſammlung, 
deſſen Intereſſe mit dem der Gemeinde in Widerſpruch ſteht, nicht zugegen ſein. 
Wird die Verſammlung aus dieſem Grunde beſchlußunfähig (F. 45), fo hat der 
Magiſtrat, oder, wenn auch dieſer aus dem vorgedachten Grunde einen gültigen 
Beſchluß zu faſſen nicht befugt iſt, der Bezirksausſchuß für die Wahrung des 
Gemeindeintereſſes zu ſorgen und nöthigenfalls einen beſonderen Vertreter fuͤr die 
Stadtgemeinde zu beſtellen. 

Sollte ein Rechtsſtreit der Stadtgemeinde gegen alle oder mehrere Mit— 
glieder des Magiſtrats aus Veranlaſſung ihrer Amtsführung nothwendig werden, 
ſo hat der Regierungspräſident auf Antrag der Stadtverordnetenverſammlung 
zur Führung des Rechtsſtreites einen Rechtsanwalt zu beſtellen. 


$. 48. 

Die Sitzungen der Stadtverordneten ſind öffentlich. Für einzelne Gegen⸗ 
ſtände kann durch beſonderen Beſchluß, welcher in geheimer Sitzung gefaßt wird, 
die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen werden. 

Die Sitzungen dürfen nicht in Wirthshäuſern oder Schänken gehalten 
werden. 

$. 49. 

Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen, eröffnet und ſchließt die Sitzungen 

und handhabt die Ordnung in der Verſammlung. Er kann jeden Zuhörer aus 


— 


dem Sitzungszimmer entfernen laſſen, welcher Zeichen des Beifalls oder des Miß⸗ 
fallens giebt oder ſich einer Ungebühr ſchuldig macht. 


$. 50. 

Die Beſchlüſſe der Stadtverordnetenverſammlung find mit den Namen der 
anweſenden Mitglieder in ein beſonderes Buch einzutragen und von dem Vor— 
!enden, ſowie wenigſtens drei Mitgliedern zu unterzeichnen. 8 

Dem Magiſtrate müſſen alle Beſchlüſſe der Stadtverordneten mitgetheilt 
werden, auch diejenigen, welche ihm durch das Geſetz zur Ausführung nicht 
überwieſen ſind. 

$. 51. 

Der Stadtverordnetenverfammlung bleibt überlaſſen, unter Zuſtimmung 
des Magiſtrats eine Geſchäftsordnung abzufaſſen und darin Zuwiderhandlungen 
der Mitglieder gegen die zur Aufrechterhaltung der Ordnung gegebenen Vor— 
ſchriften mit Strafen zu belegen; dieſe Strafen können nur in Geldſtrafen bis 
zu fünfzehn Mark und bei mehrmals wiederholten Zuwiderhandlungen in der 
auf eine gewiſſe Zeit oder für die Dauer der Wahlperiode zu verhängenden 
Ausſchließung aus der Verſammlung beſtehen. 

Verſagt der Magiſtrat ſeine Zuſtimmung, ſo tritt das im F. 39 vor— 

geſchriebene Verfahren ein. 
f Die Stadtverordnetenverſammlung beſchließt über die Strafen, welche gegen 
ihre Mitglieder wegen Zuwiderhandlungen gegen die Geſchäftsordnung zu ver— 
hängen ſind. Gegen den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
ſtatt, welche auch dem Magiſtrate zuſteht. 


. 52, 

Im Eigenthume der Stadtgemeinde ſtehen ſowohl diejenigen Beſtandtheile 

5 des Gemeindevermögens, deren Erträge für die Zwecke des Gemeindehaushalts 

beſtimmt find (Kämmereivermögen, Gemeindevermögen im engeren Sinne), wie 
auch diejenigen Vermögensgegenſtände, deren Nutzungen den Gemeindeangehörigen 
oder einzelnen von ihnen vermöge dieſer ihrer Eigenſchaft zukommen (Bürger⸗ 
vermögen, Gemeindegliedervermögen, Allmenden, Gemeinheiten). 

Die Stadtverordneten haben darüber zu wachen, daß das Grundvermögen 
(Grundſtockvermögen) in ſeinem Beſtande erhalten und nicht zur Beſtreitung 
laufender Bedürfniſſe verwendet werde. Hat eine Verminderung des Grund— 
vermögens durch Verwendung zu laufenden Ausgaben ausnahmsweiſe ſtattgefunden, 
o iſt für ſeine alsbaldige Ergänzung Sorge zu tragen. 

Im Weiteren kommen die Beſtimmungen des F. 5 der Verordnung, be— 
treffend die Ablöſung der Servituten, die Theilung der Gemeinſchaften und die 
Zusammenlegung der Grundſtücke für das vormalige Kurfürſtenthum Heſſen, vom 
13. Mai 1867 (Geſetz-Samml. S. 716) im ganzen Umfange des Regierungs— 
bezirks Caſſel und diejenigen des §. 3 der Gemeinheitstheilungsordnung vom 
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5. April 1869 (Geſetz-Samml. S. 526) im ganzen Umfange des Regierungs⸗ 
bezirks Wiesbaden, mit Ausnahme der Stadt Frankfurt a. M., zur Anwendung. 


$. 53. 


Durch übereinſtimmenden Beſchluß der Stadtverordnetenverſammlung und 
des Magiſtrats kann unter hinzutretender Genehmigung des Bezirksausſchuſſes 
Bürgervermögen in Kämmereivermögen umgewandelt werden, jedoch mit der Ein 
ſchränkung, daß Nutzungsrechte, welche nicht ſämmtlichen, ſondern nur einzelnen 
Bürgern oder Gemeindeangehörigen als ſolchen zuſtehen, den Berechtigten wider 
ihren Willen nicht entzogen oder geſchmälert werden dürfen. 

In Anſehung der Verwaltung und Verwendung des Vermögens der 
Stiftungen bewendet es bei den ſtiftungsmäßigen Beſtimmungen. Soweit es 
hierbei auf den Begriff „Bürger“ ankommt, ſind die Beſtimmungen dieſes Ge— 
ſetzes (F. 5) an ſich nicht maßgebend. 

§. 54. 

Die Theilnahme an den Gemeindenutzungen regelt ſich, unbeſchadet der 
aus Verleihungsurkunden oder vertragsmäßigen Feſtſetzungen ſich ergebenden Ab— 
weichungen nach dem bisherigen Rechte mit der Maßgabe, daß an Stelle der 
Gemeindebürger die Gemeindeangehörigen treten. Soweit hiernach der Maßſtab 
für die Theilnahme an dieſen Nutzungen nicht feſtſteht, erfolgt die Vertheilung 
nach dem Verhältniſſe, in welchem die Gemeindeangehörigen zu den Gemeinde— 
laſten beitragen. 

§. 55. 

Auf Einſprüche, betreffend 

1) das Recht zur Theilnahme an den Nutzungen und Erträgen des Ge— 
meindevermögens, 

2) die beſonderen Rechte einzelner örtlicher Theile des Stadtbezirks oder 
einzelner Klaſſen der Gemeindeangehörigen in Anſehung der zu Nr. 1 
erwähnten Anſprüche, 

beſchließt der Magiſtrat. 

Gegen den Beſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. 

Der Entſcheidung im Verwaltungsſtreitverfahren unterliegen desgleichen 
Streitigkeiten zwiſchen Betheiligten über ihre in dem öffentlichen Rechte begründete 
Berechtigung zu den im Abſatze 1 bezeichneten Nutzungen. 

Einſpruch und Klage haben keine aufſchiebende Wirkung. 


$. 56. 

Zur Veräußerung oder weſentlichen Veränderung von Sachen, welche einen 
beſonderen wiſſenſchaftlichen, hiſtoriſchen oder Kunſtwerth haben, namentlich von 
Archiven, iſt die Genehmigung des Regierungspräſidenten erforderlich. 

Zur Veräußerung von Grundſtücken oder ſolchen Gerechtigkeiten, welche 
jenen geſetzlich gleichgeſtellt find, 


a 


zu einſeitigen Verzichtleiſtungen und Schenkungen, welche den Beſtand des 
Grundvermögens (F. 52 Abſatz 2) verringern, 

zu Anleihen, durch welche die Gemeinde mit einem Schuldenbeſtande be— 
laſtet oder der vorhandene vergrößert wird, ; 

zur neuen Belaſtung der Gemeindeangehörigen ohne geſetzliche Verpflichtung, 

zu Veränderungen in dem Genuſſe von Gemeindenutzungen 
bedarf es der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. 


$. 57. 

Die freiwillige Veräußerung von Grundſtücken und ihnen geſetzlich gleich: 
ſtehenden Gerechtigkeiten ($. 56 Abſatz 2) darf der Regel nach nur im Wege des 
öffentlichen Meiſtgebots auf Grund einer Taxe ſtattfinden. 

Zur Gültigkeit einer ſolchen Veräußerung gehört: 

J) einmalige Bekanntmachung durch das Amtsblatt des Regierungsbezirks 

und die für Bekanntmachungen des Magiſtrats üblichen öffentlichen 
Blätter 

2) eine Friſt von mindeſtens zwei Wochen von der Bekanntmachung bis 

zum Verkaufstermine und 

3) die Abhaltung der Verkaufsverhandlung durch eine Juſtiz- oder Ma⸗ 

giſtratsperſon. a 

Das Ergebniß der Verkaufsverhandlung iſt der Stadtverordnetenverſamm⸗ 
lung mitzutheilen; der Zuſchlag kann nur mit deren Genehmigung erfolgen. 

In beſonderen Fällen kann der Bezirksausſchuß den Verkauf aus freier 
Hand, ſowie einen Tauſch geſtatten. 

Für die Eintragung im Grundbuche (Stockbuche) genügt zum Nachweiſe, 
daß der Vorſchrift dieſes Paragraphen entſprochen worden iſt, die Beſtätigung 
des Vertrages durch den Bezirksausſchuß. 


$. 58. 

Durch Ortsſtatut kann die Entrichtung von 

1) Bürgerrechtsgeld bei Erwerb des Bürgerrechts, 

2) Einkaufsgeld anſtatt oder neben einer jährlichen Abgabe für die Theil— 

nahme an den Gemeindenutzungen 
eingeführt werden. Jedoch darf den bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes im Genuſſe 
von Gemeindenutzungen ſtehenden Berechtigten für den weiteren Bezug des ihnen 
ſeither zugekommenen Antheils ein Einkaufsgeld nicht auferlegt werden. 

Wo Bürgerrechtsgeld oder Einkaufsgeld bei dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
beſteht, bleibt es bis zur anderweiten ſtatutariſchen Regelung in Geltung. 

Von der Zahlung des Bürgerrechtsgeldes ſind befreit die unmittelbaren 
und mittelbaren Staatsbeamten, die Lehrer und Geiſtlichen, welche gemäß dienſt⸗ 
licher Verpflichtung ihren Wohnſitz in der Stadt nehmen, Militärperſonen, welche 
ſich zwölf Jahre im aktiven Dienſtſtande befunden haben, bei der erſten Nieder⸗ 
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laffung, ſowie die vorher erwähnten Perſonen bei der erſten Verlegung des 
Wohnſitzes nach ihrem Ausſcheiden aus dem aktiven Dienſte. 

Wird die Entrichtung des Bürgerrechtsgeldes eingeführt, ſo darf vor deſſen 
Berichtigung das Bürgerrecht nicht ausgeübt werden. 

Abſtufungen in dem Betrage des Bürgerrechtsgeldes ſind ſtatthaft. Das 
Bürgerrechtsgeld darf innerhalb derſelben Gemeinde von Niemandem zweimal 
erhoben werden. 

Durch die Entrichtung des Einkaufsgeldes wird die Ausübung des Bürger— 
rechts nicht bedingt. Die Verpflichtung zur Zahlung des Einkaufsgeldes, ſowie 
der Abgabe für die Theilnahme an den Gemeindenutzungen ruht, ſo lange auf 
dieſe Theilnahme verzichtet wird. 

Unberührt von den vorſtehenden Beſtimmungen bleiben die mit dem Beſitze 
einzelner Grundſtücke verbundenen oder auf beſonderen Rechtstiteln beruhenden 
Nutzungsrechte. 

Im Falle der Umwandelung des Bürgervermögens oder eines Theiles des— 
ſelben in Kämmereivermögen ($. 53) kann die Zurückerſtattung desjenigen Theiles 
des Einkaufsgeldes, welcher durch den Bezug der Nutzungen noch nicht vergütet 
iſt, verlangt werden. 

§. 59. 

Auf die Erhebung des Bürgerrechtsgeldes, des Einkaufsgeldes und der 
Abgabe (F. 58) finden hinſichtlich der Rechtsmittel, der Nachforderungen und 
Verjährungen, ſowie der Koſten und der Zwangsvollſtreckung die einſchlagenden 
Vorſchriften des fünften, achten und neunten Titels des erſten Theiles des 
Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 (Geſetz-Samml. S. 152) ſinn⸗ 
gemäß Anwendung. 


$. 60. 


Die beſonderen Beſtimmungen über die Verwaltung der Gemeindewal— 
dungen, insbeſondere auch die Vorſchrift des $. 116 Abſatz 2 der Kreisordnung 
für die Provinz Heſſen-Naſſau, werden durch dieſes Geſetz nicht berührt. 


Fünfter Titel. 
Geſchaͤfte des Magiſtrats. 


§. 61. 
Der Magiſtrat hat als Ortsobrigkeit und Gemeindeverwaltungsbehörde 
insbeſondere folgende Geſchäfte: 
1) die Geſetze und Verordnungen, ſowie die Verfügungen der ihm vor 
geſetzten Behörden auszuführen, 
2) die Beſchlüſſe der Stadtverordnetenverſammlung vorzubereiten und, 
ſofern er ſich mit ihnen einverſtanden erklärt, zur Ausführung zu bringen. 
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Der Magiſtrat iſt verpflichtet, die Zuſtimmung und Ausführung 
zu verſagen, wenn von den Stadtverordneten ein Beſchluß gefaßt iſt, 
welcher das Gemeinwohl oder das Gemeindeintereſſe verletzt. In Fällen 
dieſer Art iſt nach den Beſtimmungen im F. 39 zu verfahren, 

3) die ſtädtiſchen Gemeindeanſtalten zu verwalten und diejenigen, für 
welche beſondere Verwaltungen eingeſetzt find, zu beauffichtigen, 

4) die Einkünfte der Stadtgemeinde zu verwalten, die auf dem Etat oder 
beſonderen Beſchlüſſen der Stadtverordneten beruhenden Einnahmen 
und Ausgaben anzuweiſen und das Rechnungs- und Kaſſenweſen zu 
überwachen. 

Von jeder regelmäßigen Kaſſenreviſion iſt der Stadtverordneten— 
verſammlung Kenntniß zu geben, damit ſie ein Mitglied oder mehrere 
abordnen kann, um dieſem Geſchäfte beizuwohnen; bei außerordentlichen 
Kaſſenreviſionen iſt der Vorſitzende oder ein von ihm ein- für allemal 
bezeichnetes Mitglied der Stadtverordnetenverſammlung zuzuziehen, 

5) das Eigenthum der Stadtgemeinde zu verwalten und ihre Rechte zu 
wahren, 

6) die Gemeindebeamten nach Anhörung der Stadtverordnetenverſammlung 

anzuſtellen und ſie zu beaufſichtigen. 

Die Anſtellung der nicht lediglich zu vorübergehenden oder zu 
mechaniſchen Dienſtleiſtungen berufenen Gemeindebeamten erfolgt auf 
Lebenszeit. Abweichungen von dieſem Grundſatze können durch Orts— 
ſtatut oder in einzelnen Fällen mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
feſtgeſetzt werden. In Anſehung der bei ſtädtiſchen Betriebsverwaltungen 
angeſtellten Beamten findet der Grundſatz der Anſtellung auf Lebens— 
zeit nur inſoweit Anwendung, als die Stadtgemeinde dies beſchließt. 

Die von den Gemeindebeamten zu leiſtenden Kautionen beſtimmt 
der Magiſtrat nach Anhörung der Stadtverordnetenverſammlung. 

In Städten bis zu 10000 Einwohnern (F. 33 Abſatz 1 Nr. 2) 
können die Geſchäfte des Gemeindeeinnehmers nach Anhörung der 
Stadtverordnetenverſammlung und mit Zuſtimmung des Bezirks— 
ausſchuſſes dem Kämmerer (I. 32) übertragen werden, 
die Urkunden und Akten der Stadtgemeinde aufzubewahren, 
die Stadtgemeinde nach Außen zu vertreten und in ihrem Namen mit 
Behörden und Privatperſonen zu verhandeln, den Schriftwechſel zu 
führen und die Gemeindeurkunden in der Urſchrift zu vollziehen. 

Die Ausfertigungen der Urkunden werden Namens der Stadt— 
gemeinde von dem Bürgermeiſter oder ſeinem Stellvertreter gültig unter— 
zeichnet; werden in den Urkunden Verpflichtungen der Stadtgemeinde 
übernommen, ſo muß noch die Unterſchrift eines Magiſtratsmitgliedes 
hinzukommen; in Fällen, wo die Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
erforderlich iſt, muß dieſe Genehmigung in beglaubigter Form der 
gedachten Ausfertigung beigefügt werden. 
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F. 62. 

Der Magiſtrat kann nur beſchließen, wenn mindeſtens die Hälfte ſeiner 
Mitglieder zugegen iſt. 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit iſt die Stimme des Vorſitzenden entſcheidend. 

Den Vorſitz führt der Bürgermeiſter oder ſein Stellvertreter. Der Vor⸗ 
ſitzende iſt verpflichtet, die Ausführung eines ſolchen Beſchluſſes abzulehnen, 
welcher das Gemeinwohl oder das Gemeindeintereſſe erheblich verletzt. In Fällen 
dieſer Art beſchließt der Bezirksausſchuß über die zwiſchen dem Vorſitzenden und 
dem Magiſtratskollegium entſtandene Meinungsverſchiedenheit, wenn von einem 
Theile auf Entſcheidung angetragen wird und die Angelegenheit nicht auf ſich 
beruhen kann. 

Die Beigeordneten nehmen auch außer dem Falle der Stellvertretung an 
den Verhandlungen und Beſchlüſſen Theil. 

Bei der Berathung und Abſtimmung über ſolche Gegenſtände, welche ein 
Mitglied des Magiſtrats, feine Ehefrau, Schweſtern oder Verwandten oder Ver- 
ſchwägerten der in $. 33 Abſatz 2 bezeichneten Art berühren, darf dieſes Mitglied 
nicht zugegen ſein. Wird aus dieſem Grunde der Magiſtrat beſchlußunfähig, 
ſo hat der Bezirksausſchuß für die Wahrung des Gemeindeintereſſes zu ſorgen 
und nöthigenfalls einen beſonderen Vertreter für die Stadtgemeinde zu beſtellen. 


$. 63. 

Der Bürgermeiſter leitet und beaufſichtigt den Geſchäftsgang der ſtädtiſchen 
Verwaltung. 

Würde die vorherige Beſchlußnahme durch den Magiſtrat einen nachtheiligen 
Zeitverluſt verurſachen, ſo muß der Bürgermeiſter die dem Magiſtrate obliegenden 
Geſchäfte vorläufig allein beſorgen und dem Magiſtrate in der nächſten Sitzung 
behufs der Beſtätigung oder anderweitigen Beſchlußnahme Bericht erſtatten. 

Dem Bürgermeiſter ſteht das Recht zu, den Gemeindebeamten (F. 61 
Nr. 6) Geldſtrafen bis zu neun Mark, den unteren Beamten auch Arreſtſtrafen 
bis zu drei Tagen aufzulegen ($$. 15, 19 und 20 des Geſetzes vom 21. Juli 1852, 
Geſetz-Samml. S. 465). 

Gegen die Strafverfügungen des Bürgermeiſters findet innerhalb zwei 
Wochen die Beſchwerde an den Regierungspräſidenten und gegen den auf die 
Beſchwerde ergehenden Beſchluß des Regierungspräſidenten innerhalb zwei Wochen 
die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 


$. 64. 

Zur dauernden Verwaltung oder Beaufſichtigung einzelner Geſchäftszweige, 
ſowie zur Erledigung vorübergehender Aufträge können beſondere Kommiſſionen 
entweder aus Mitgliedern des Magiſtrats oder aus Mitgliedern beider Gemeinde 
behörden oder aus letzteren und aus ſtimmfähigen Bürgern gewählt werden. Zur 
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Bildung gemiſchter Kommiſſionen aus beiden Stadtbehörden iſt der überein⸗ 
ſtimmende Beſchluß beider erforderlich. 

Zu dieſen Kommiſſionen, welche in allen Beziehungen dem Magiſtrate 
untergeordnet ſind, werden die Stadtverordneten und ſtimmfähigen Bürger von 
der Stadtverordnetenverſammlung, die Magiſtratsmitglieder von dem Magiftrate 
gewählt. Der Bürgermeiſter hat unter den Magiſtratsmitgliedern der Kom⸗ 
miſſionen den Vorſitzenden zu bezeichnen, inſofern er nicht ſelbſt den Vorſitz 
übernimmt. 

Durch ſtatutariſche Anordnungen können nach den eigenthümlichen örtlichen 
Verhältniſſen beſondere Feſtſetzungen über die Zuſammenſetzung bleibender Kom— 
miſſionen getroffen werden. 

F. 65. 

Städte von größerem Umfange oder von zahlreicherer Bevölkerung können 
von dem Magiſtrate nach Anhörung der Stadtverordnetenverſammlung in Orts⸗ 
bezirke getheilt werden. 

Jedem Bezirke wird ein Bezirksvorſteher vorgeſetzt, welcher von der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung aus den ſtimmfähigen Bürgern des Bezirks auf ſechs 
Jahre erwählt und vom Magiſtrate beſtätigt wird. In gleicher Weiſe wird für 
den Fall der Verhinderung des Bezirksvorſtehers ein Stellvertreter beſtellt. 

Die Bezirksvorſteher ſind Organe des Magiſtrats und verpflichtet, ſeinen 
Anordnungen Folge zu leiſten, ihn namentlich in den örtlichen Geſchäften des 
Bezirks zu unterſtützen. 

Ueber die Gültigkeit der Wahlen der Bezirksvorſteher, ſowie überhaupt 
ſolcher Gemeindebeamten, welche der Beſtätigung nicht bedürfen, beſchließt der 
Bezirksausſchuß. 

F. 66. 

Vor Berathung des ſtädtiſchen Haushaltsetats hat der Magiſtrat der 
Stadtverordnetenverſammlung in öffentlicher Sitzung über die Verwaltung und 
den Stand der Gemeindeangelegenheiten einen vollſtändigen Bericht zu erſtatten. 
Tag und Stunde werden wenigſtens zwei Tage vorher öffentlich bekannt gemacht. 


$. 67. 

Der Bürgermeiſter hat nach näherer Beſtimmung der Geſetze folgende 

Geſchäfte zu beſorgen: 
J. wenn die Handhabung der Ortspolizei nicht Königlichen Behörden 

übertragen iſt: 

1) die Handhabung der Ortspolizei, vorbehaltlich der Beſtimmungen 
der $$. 28 und 29 der Kreisordnung für die Provinz Heſſen⸗ 

Naſſau, 
2) die Verrichtung eines Hülfsbeamten der Staatsanwaltſchaft nach 
Maßgabe des $. 153 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes vom 27. Ja⸗ 
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nuar 1877 MNeich8-Gefegbl. S. 41) und der auf Grund deſſelben 
erlaſſenen beſonderen Beſtimmungen, 

3) die Verrichtungen eines Amtsanwalts bei dem Amtsgerichte, 
welches in der Stadt ſeinen Sitz hat, gegen Entſchädigung aus 
Staatsmitteln nach Maßgabe der Vorſchriften der $$. 64 und 65 
des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Deutſchen Gerichts— 
verfaſſungsgeſetze vom 24. April 1878 Geſetz-Samml. S. 230), 
ſofern nicht eine andere Perſon mit dieſem Amte betraut wird; 

II. alle örtlichen Geſchäfte der Kreis-, Bezirks-, Provinzial- und allge— 

meinen Staatsverwaltung, namentlich auch die Standesamtsgeſchäfte 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des Reichsgeſetzes vom 6. Fe— 
bruar 1875 Geichs-Geſetzbl. S. 23), ſofern nicht ein beſonderer Be— 
amter hierfür beſtellt iſt. 

Die Standesamtsgeſchäfte können mit Genehmigung des Oberpräſidenten, 
andere der unter I, 1 und 2 und II erwähnten Geſchäfte können mit Genehmigung 
der Regierungspräſidenten einem anderen Magiſtratsmitgliede übertragen werden. 

g In Anſehung der Obliegenheiten des Bürgermeiſters bezüglich der Ge— 
ſchäfte der freiwilligen Gerichtsbarkeit bewendet es bei den bisherigen geſetzlichen 
Beſtimmungen. 


Sechster Titel. 
Feld⸗ und Ortsgerichte und Feldgeſchworene. 


$. 68. 

Wegen der Zuſammenſetzung und der Zuſtändigkeit des Feldgerichts im 
Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau und des früheren Amtes Homburg, 
ſowie des Ortsgerichts und der Feldgeſchworenen in den ehemals Großherzoglich 
Heſſiſchen Gebietstheilen bewendet es bei den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
mit der Maßgabe, daß das in den letzteren vorgeſehene Vorſchlagsrecht der Ge— 
meinde, ſowie der Gemeindevertretung und des Gemeindevorſtandes für das Amt 
der Feldgerichtsſchöffen und der Feldgeſchworenen der Stadtverordnetenverſamm— 
lung zuſteht. 


Siebenter Titel. 
Beſoldungen und Penſionen. 


$. 69. 
Der Normaletat aller Beſoldungen wird von dem Magiſtrate entworfen 
und von der Stadtverordnetenverſammlung feſtgeſetzt. 
Iſt ein ſolcher Etat überhaupt nicht oder nur für einzelne Theile der Ver— 
waltung feſtgeſtellt, ſo werden die nicht vorgeſehenen Beſoldungen vor der 
Wahl feſtgeſetzt. 


Die Bürgermeifter in Städten von mehr als 1200 Einwohnern erhalten 
eine Beſoldung. Den Bürgermeiſtern in Städten von nicht mehr als 1200 
Einwohnern und den Beigeordneten können, ſofern ihnen nicht mit Genehmigung 
des Bezirksausſchuſſes eine Beſoldung beſonders beigelegt worden iſt, feſte Ent— 
ſchädigungsbeträge bewilligt werden. 

Hinſichtlich der Bürgermeiſter, der Beigeordneten und der beſoldeten 
Magiſtratsmitglieder unterliegt die Feſtſetzung der Beſoldungen und der Ent— 
ſchädigungsbeträge in allen Fällen der Genehmigung des Bezirksausſchuſſes. 
Der Regierungspräſident kann verlangen, daß die zu einer zweckmäßigen Ver⸗ 
waltung angemeſſenen Beſoldungs- und Entſchädigungsbeträge bewilligt werden. 

Schöffen und Stadtverordnete erhalten nur die Vergütung baarer Aus⸗ 
lagen, welche ihnen aus der Ausrichtung von Aufträgen entſtehen. 


$. 70. 

Den beſoldeten Bürgermeiſtern, Beigeordneten und übrigen Mitgliedern 
des Magiſtrats ſind, ſofern nicht mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes eine 
Vereinbarung wegen der Penſion getroffen iſt, bei eintretender Dienſtunfähigkeit, 
oder wenn ſie nach abgelaufener Wahlperiode nicht wieder gewählt werden, 
folgende Penſionen zu gewähren: 

ein Viertel der Beſoldung nach ſechsjähriger Dienſtzeit, 
die Hälfte der Beſoldung nach zwölfjähriger Dienſtzeit, 
zwei Drittel der Beſoldung nach vierundzwanzigjähriger Dienſtzeit. 


§. 71. 

Die auf Lebenszeit angeſtellten beſoldeten Gemeindebeamten erhalten, in⸗ 
ſofern nicht ein Anderes mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes vereinbart 
worden iſt, bei eintretender Dienſtunfähigkeit Penſion nach den für die unmittel— 
baren Staatsbeamten geltenden Grundſätzen. 

Unberührt bleibt der Artikel III des Geſetzes vom 31. März 1882, inſoweit 
er nicht durch das Geſetz, betreffend die Ausdehnung einiger Beſtimmungen des 
Geſetzes vom 31. März 1882 wegen Abänderung des Penſionsgeſetzes vom 
27. März 1872 auf mittelbare Staatsbeamte, vom 1. März 1891 Geſetz— 
Samml. S. 19) abgeändert iſt. 

$. 72. 

Die Penſion fällt fort oder ruht inſoweit, als der Penſionirte durch 
anderweitige Anſtellung im Staats- oder Gemeindedienſte ein Einkommen oder 
eine neue Penſion erwirbt, welche mit Zurechnung der erſten Penſion ſein früheres 
Einkommen überſteigen. N 

. 

Die Wittwen und Waiſen der beſoldeten Bürgermeiſter, Beigeordneten 
und übrigen Magiſtratsmitglieder ſowie derjenigen Gemeindebeamten, welche mit 
Penſionsberechtigung angeſtellt geweſen ſind, erhalten, falls nicht ein Anderes 
mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes vereinbart worden iſt, Wittwen- und 
Waiſengeld nach den für die Wittwen und Waiſen der unmittelbaren Staats— 
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beamten geltenden Vorſchriften unter Zugrundelegung des von dem Beamten im 
Augenblicke des Todes erdienten Penſionsbetrages. 2 
Auf das Wittwen⸗ und Waiſengeld kommen diejenigen Bezüge in An⸗ 
rechnung, welche von öffentlichen Wittwen⸗ und Waiſenanſtalten gezahlt werden, 
inſoweit die Stadtgemeinde die Einkaufsgelder und Beiträge geleiſtet hat. 
§. 74. 5 
Ueber ſtreitige Penſionsanſprüche der beſoldeten Bürgermeiſter, Beigeordneten, 
ſonſtigen Magiſtratsmitglieder und der übrigen beſoldeten Gemeindebeamten, ſowie 
über ſtreitige Anſprüche der Hinterbliebenen dieſer Beamten auf Wittwen⸗ und 
Waiſengeld, beſchließt der Bezirksausſchuß, und zwar, ſoweit der Beſchluß ſich 
darauf erſtreckt, welcher Theil des Dienſteinkommens bei Feſtſtellung dieſer An⸗ 
ſprüche als Beſoldung anzuſehen iſt, vorbehaltlich der den Betheiligten gegen - 
einander zuſtehenden Klage im Verwaltungsſtreitverfahren, im Uebrigen vor⸗ 
behaltlich des ordentlichen Rechtsweges. Der Beſchluß iſt vorläufig vollſtreckbar. 
2 
Ueber die Thatſache der Dienſtunfähigkeit der beſoldeten Bürgermeiſter, 
Beigeordneten, Magiſtratsmitglieder und ſonſtigen Gemeindebeamten iſt ent⸗ 


ſtehendenfalls in dem durch §. 91 Abſatz 1 Nr. 2 bezüglich der Entfernung aus 
dem Amte vorgeſchriebenen Verfahren zu entſcheiden. 


Achter Titel. 
Gemeindehaushalt. 
$. 76. 

Ueber die Ausgaben und Einnahmen, welche ſich im Voraus beſtimmen 
laſſen, entwirft der Magiſtrat jährlich, ſpäteſtens im Januar, einen Haushalts⸗ 
Etat. Mit Zuſtimmung der Stadtverordneten kann die Etatsperiode bis auf 
drei Jahre verlängert werden. 

Der Entwurf wird acht Tage lang, nach vorheriger Verkündigung, in 
einem oder mehreren von dem Magiſtrate zu beſtimmenden Räumen zur Einſicht 
der Gemeindeangehörigen offen gelegt und alsdann von den Stadtverordneten 
feſtgeſtellt. Eine Abſchrift des feſtgeſtellten Etats wird ſofort der Aufſichts— 
behörde eingereicht. i 

$. 77. 

Der Magiſtrat hat dafür zu ſorgen, daß der Haushalt nach dem Etat 
geführt wird. 

Ausgaben, welche außer dem. Etat geleiftet werden ſollen, bedürfen der 
Genehmigung der Stadtverordneten. 

$. 78. 

Gemeindegefälle, auf welche nicht ſchon §. 90 des Kommunalabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 Anwendung findet, werden von den Säumigen im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren beigetrieben. 


— 279 — 
a §. 79. 

Die Jahresrechnung iſt von dem Stadtrechner binnen vier Monaten nach 
dem Schluſſe des Etatsjahres aufzuſtellen und dem Magiſtrate einzureichen „ welcher 
ſie zu prüfen und mit ſeinen Erinnerungen den Stadtverordneten zur Feſtſtellung 
und Entlaſtung vorzulegen hat. f 7 

Die Feſtſtellung der Rechnung muß vor Ablauf von neun Monaten nach 
dem Schluſſe des Etatsjahres bewirkt ſein. 

Der Magiſtrat hat der Aufſichtsbehörde ſofort eine Abſchrift des Feſt⸗ 
ſtellungs⸗ und Entlaſtungsbeſchluſſes vorzulegen. 


$. 80. 


Durch ſtatutariſche Anordnungen können andere Friſten für die Legung 
und Feſtſtellung der Rechnung feſtgeſetzt werden. 


$. 81. 

Ueber alle Theile des Vermögens der Stadtgemeinde hat der Magiſtrat 
ein Lagerbuch zu führen. Veränderungen werden den Stadtverordneten bei der 
Rechnungsabnahme mitgetheilt. 

82. 

Der Bezirksausſchuß beſchließt: 

J) über die Art der gerichtlichen Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen 
gegen Stadtgemeinden ($. 15 zu 4 des Einführungsgeſetzes zur Deutſchen 
Civilprozeßordnung vom 30. Januar 1877, Reichs⸗Geſetzbl. S. 244), 

2) über die Feſtſtellung und den Erſatz der Defekte der Gemeindebeamten 
nach Maßgabe der Verordnung vom 24. Januar 1844 (Geſetz-Samml. 
S. 52), der Beſchluß iſt vorbehaltlich des ordentlichen Rechtsweges 
endgültig. 


Neunter Titel. 
Einrichtung der ſtaͤdtiſchen Verfaſſung ohne Magiſtrat. 


$. 83. 

Wenn die Stadtverordnetenverſammlung nach zweimaliger, mit einem 
Zwiſchenraume von mindeſtens acht Tagen vorgenommener Berathung darauf 
anträgt, kann mit Genehmigung des Bezirksausſchuſſes die Einrichtung getroffen 
werden, daß ſtatt des Magiſtrats ein Bürgermeiſter, welcher auch den Vorſitz 
in der Stadtverordnetenverſammlung mit Stimmrecht zu führen hat, ein Bei— 
geordneter als deſſen Stellvertreter und zwei oder drei Schöffen, welche den 
Bürgermeiſter zu unterſtützen haben, gewählt werden. 

$. 84. 

In dem Falle des $. 83 gehen alle Rechte und Pflichten, welche in dem 
erſten bis achten Titel dem Magiſtrate beigelegt ſind, auf den Bürgermeiſter 
mit den Maßgaben über, welche ſich als nothwendig daraus ergeben, daß 
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der Bürgermeiſter zugleich ſtimmberechtigter Vorſitzender der Stadtverordneten— 
verſammlung iſt. 

Dem Bürgermeiſter ſteht inſonderheit ein Recht der Zuſtimmung zu den 
Beſchlüſſen der Stadtverordneten nicht zu; er iſt aber in den im zweiten Abſatze 
der Nummer 2 des F. 61 bezeichneten Fällen verpflichtet, die Ausführung der 
Beſchlüſſe der Stadtverordnetenverſammlung abzulehnen und, wenn die Ver— 
ſammlung bei nochmaliger Berathung bei ihrem Beſchluſſe beharrt, die Beſchluß— 
faſſung des Bezirksausſchuſſes zu beantragen. 

Im Uebrigen finden die Vorſchriften des erſten bis achten Titels mit der 
Maßgabe Anwendung, daß die Schöffen zugleich Stadtverordnete ſein können, 
und daß es genügt, wenn die Beſchlüſſe der Stadtverordnetenverſammlung ($. 50) 
von dem Vorſitzenden und einem Mitgliede unterzeichnet werden. 


Zehnter Titel. 


Verpflichtung zur Uebernahme ſtaͤdtiſcher Aemter und Ausſcheiden aus 
ſolchen Aemtern wegen Verluſtes des Buͤrgerrechts. 


§. 85. 

Jeder ſtimmfähige Bürger iſt verpflichtet, ein unbeſoldetes Amt in der 
Verwaltung oder Vertretung der Stadtgemeinde zu übernehmen, ſowie ein über— 
nommenes Amt mindeſtens drei Jahre lang zu verſehen. 

Zur Ablehnung oder früheren Niederlegung eines ſolchen Amtes berech⸗ 
tigen folgende Entſchuldigungsgründe: 

J) anhaltende Krankheit; 

2) Geſchäfte, die eine häufige oder lange dauernde Abweſenheit vom Wohn⸗ 
orte mit ſich bringen; 

3) das Alter von ſechszig Jahren; 

4) die Verwaltung eines unmittelbaren Staatsamtes; 

5) ſonſtige beſondere Verhältniſſe, welche nach dem Ermeſſen der Stadtver— 
ordnetenverſammlung eine gültige Entſchuldigung begründen. 

Wer ein unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung der Stadt⸗ 
gemeinde während der vorgeſchriebenen regelmäßigen Amtsdauer verſehen hat, kann 
die Uebernahme deſſelben oder eines gleichartigen Amtes für die nächſten drei 
Jahre ablehnen. 

Wer ſich ohne einen der vorbezeichneten Entſchuldigungsgründe weigert, ein 
unbeſoldetes Amt in der Verwaltung oder Vertretung der Stadtgemeinde zu über⸗ 
nehmen oder das übernommene Amt drei Jahre hindurch zu verſehen, ſowie der- 
jenige, welcher ſich der Verwaltung eines ſolchen Amtes thatſächlich entzieht, kann 
durch Beſchluß der Stadtverordneten für den Zeitraum von drei bis ſechs Jahren 
der Ausübung des Bürgerrechts verluſtig erklärt und um ein Achtel bis ein Viertel 
ſtärker zu den direkten Gemeindeabgaben herangezogen werden. Gegen den Be- 


1 


ſchluß findet die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt, welche auch dem 
Magiſtrate zuſteht. 
$. 86. 


Der Verluſt des Bürgerrechts hat das Ausſcheiden aus einem dieſes Recht 
vorausſetzenden Amte zur Folge; im Falle des ruhenden Bürgerrechts tritt die 
vorläufige Enthebung vom Amte ein ($$. 7 und 9). 

Die zu bleibenden Verwaltungskommiſſionen gewählten ſtimmfähigen 
Bürger ($. 64) und andere von der Stadtverordnetenverſammlung auf eine be— 
ſtimmte Zeit gewählte unbeſoldete Gemeindebeamte, zu denen jedoch die Schöffen 
nicht zu rechnen ſind, können durch einen übereinſtimmenden Beſchluß des 
Magiſtrats und der Stadtverordneten vor Ablauf ihrer Wahlperiode von ihrem 
Amte entbunden werden. 


Elfter Titel. 
Aufſicht des Staates. 


$. 87. 

Die Auſſicht des Staates über die Verwaltung der ſtädtiſchen Gemeinde: 
angelegenheiten wird in erſter Inſtanz von dem Regierungspräſidenten, in höherer 
und letzter Inſtanz von dem Oberpräſidenten geübt, unbeſchadet der geſetzlich 
geordneten Mitwirkung des Bezirksausſchuſſes und des Provinzialrathes. 

Beſchwerden bei den Aufſichtsbehörden in ſtädtiſchen Gemeindenngelegen- 
heiten find in allen Inſtanzen innerhalb zwei Wochen anzubringen. 


$. 88. 

Beſchlüſſe der Stadtverordnetenverſammlung oder des Magiſtrats, welche 
deren Befugniſſe überſchreiten oder die Geſetze verletzen, hat der Magiſtrat 
(Bürgermeiſter), entſtehendenfalls auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde, mit 
aufſchiebender Wirkung, unter Angabe der Gründe zu beanſtanden. Gegen 
die Verfügung des Magiſtrats (Bürgermeiſters) ſteht der Stadtverordneten— 
verſammlung (dem Magiſtrate) die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren zu. 

Aus anderen als den vorſtehend angegebenen Gründen ſind die Aufſichts⸗ 
behörden nicht befugt, eine Beanſtandung der Beſchlüſſe der Stadtwerordneten- 
verſammlung oder des Magiſtrats herbeizuführen. 


$. 89. 

Unterläßt oder verweigert eine Stadtgemeinde, die ihr geſetzlich obliegenden, 
von der Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit feſtgeſtellten Leiſtungen 
auf den Haushaltsetat zu bringen oder außerordentlich zu genehmigen, ſo ver⸗ 
fügt der Regierungspräſident unter Anführung der Gründe die Eintragung in 
den Etat oder die Feſtſtellung der außerordentlichen Ausgabe. 

Gegen die Verfügung des Regierungspräſidenten ſteht der Gemeinde die 
Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte zu. 
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$. 90. 


Auf den Antrag des Staatsminiſteriums kann durch Königliche Verord— 
nung eine Stadtverordnetenverſammlung aufgelöſt werden. 

Es iſt ſodann eine Neuwahl anzuordnen; dieſe muß binnen ſechs Monaten 
vom Tage der Auflöfungsverordnung an erfolgen. Bis zur Einführung der neu⸗ 
gewählten Stadtverordneten ſteht die Beſchlußfaſſung in den zur Zuſtändigkeit der 
Stadtverordnetenverſammlung gehörigen Angelegenheiten dem Bezirksausſchuſſe zu. 


$. 91. 


In Betreff der Dienſtvergehen der Bürgermeiſter, Beigeordneten, Ma⸗ 
giſtratsmitglieder und ſonſtigen Gemeindebeamten kommen die Beſtimmungen 
des Geſetzes vom 21. Juli 1852 Geſetz-Samml. S. 465) mit folgenden Maß⸗ 
gaben zur Anwendung: 

1) Gegen die Bürgermeiſter, Beigeordneten und Magiſtratsmitglieder, 
ſowie gegen die ſonſtigen Gemeindebeamten kann an Stelle der 
Bezirksregierung und innerhalb des ihr nach jenem Geſetze zuſtehenden 
Ordnungsſtrafrechts der Regierungspräſident Ordnungsſtrafen feſtſetzen. 

Gegen die Strafverfügungen des Regierungspräſidenten findet 
innerhalb zwei Wochen die Beſchwerde an den Oberpräſidenten, gegen 
den auf die Beſchwerde ergehenden Beſchluß des Oberpräſidenten 
innerhalb zwei Wochen die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte ſtatt. 

2) In dem Verfahren auf Entfernung aus dem Amte wird von dein 
Regierungspräſidenten oder dem Minifter des Inneren die Einleitung 
des Verfahrens verfügt und der Unterſuchungskommiſſar ernannt; an 
die Stelle der Bezirksregierung und des Disziplinarhofes tritt als 
entſcheidende Disziplinarbehörde erſter Inſtanz der Bezirksausſchuß; an 
die Stelle des Staatsminiſteriums tritt das Oberverwaltungsgericht; 
den Vertreter der Staatsanwaltſchaft ernennt bei dem Bezirksausſchuſſe 
der Regierungspräfident, bei dem Oberverwaltungsgerichte der Miniſter 
des Innern. i 

Gegen Mitglieder der Stadtverordnetenverſammlung findet ein Disziplinar⸗ 
verfahren nicht ſtatt. 


$. 92. 


Zuſtändig in erſter Inſtanz iſt im Verwaltungsſtreitverfahren für die in 
dieſer Städteordnung vorgeſehenen Fälle, ſofern nicht im Einzelnen anders beſtimmt 
iſt, der Bezirksausſchuß. Die Friſt zur Anſtellung der Klage beträgt in allen 
Fällen zwei Wochen. 

Die Stadtperordnetenverſammlung, ſowie der Magiſtrat können zur Wahr⸗ 
nehmung ihrer Rechte im Verwaltungsſtreitverfahren einen beſonderen Vertreter 
beſtellen. 


E 


== 


Zwölfter Titel, | 
Ausfuͤhrungs⸗, Uebergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 


$. 93. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1898 in Kraft. 

Mit dieſem Zeitpunkte treten in den im $. 1 Abſatz 1 bezeichneten Städten 
alle entgegenſtehenden Beſtimmungen, auch die Beſtimmungen im vierten Titel 
des Geſetzes über die Zuständigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichts⸗ 
behörden vom 1. Auguſt 1883 GGeſetz-Samml. S. 237), ſoweit fie nicht bereits 
auf Grund der Städteordnung vom 8. Juni 1891 (Geſetz⸗Samml. S. 107) 
ihre Geltung verloren haben, außer Kraft. 

Rechte und Pflichten, welche auf beſonderen Titeln des öffentlichen Rechts 
beruhen, bleiben inſoweit in Kraft, als dieſe Titel von den bisherigen allgemeinen 
und beſonderen geſetzlichen Vorſchriften, Ordnungen, Gewohnheitsrechten und 
Obſervanzen abweichende Beſtimmungen enthalten. Eine ſolche Abweichung wird 
nicht vermuthet. 

8 

Die bei Verkündigung dieſes Geſetzes beſtehenden, von ihm abweichenden 
Ortsſtatuten, allgemeinen Gewohnheitsrechte und Obſervanzen bleiben, ſoweit das 
Geſetz ortsſtatutariſche Regelung zuläßt, unbeſchadet der Beſtimmung des $. 96 
Abſatz 4 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 einſtweilen, längſtens 
auf drei Jahre, in Kraft. 

2 N 

Soweit Lehranſtalten mit Einſchluß der Volksſchulen die Eigenſchaft von 
Gemeindeanſtalten beiwohnt, kommen in deren Anſehung die Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes nur unter den Einſchränkungen zur Anwendung, welche ſich aus 
den für dieſe Anſtalten geltenden beſonderen Rechtsnormen ergeben. 

Dies findet ſinnentſprechende Anwendung auch bezüglich des Wegebaues 
und anderer Veranſtaltungen der Gemeinden, über die beſondere Geſetze erlaſſen ſind. 


$. 96. 

In denjenigen Städten des Regierungsbezirks Wiesbaden, in welchen die 
Städteordnung vom 8. Juni 1891 gilt, bleiben die Mitglieder des Magiſtrats 
und der Stadtverordnetenverſammlung bis zum Ablaufe ihrer Wahlperiode in 
Thätigkeit. Eine nach dem gegenwärtigen Geſetze in der Mitgliederzahl dieſer 
Körperſchaften erforderliche Aenderung tritt allmählich bei Vornahme der regel⸗ 
mäßigen Ergänzungswahlen ein. 

In den übrigen im F. 1 Abſatz 1 bezeichneten Städten bleiben die bei 
Verkündigung dieſes Geſetzes beſtehenden Gemeindevorſtände und Gemeinde— 
vertretungen bis zur Einführung der auf Grund dieſes Geſetzes einzurichtenden 
Gemeindevorſtände und zu wählenden Stadtverordnetenverſammlungen in Thätigkeit 
und nehmen deren Obliegenheiten wahr. > 

(Nr. 9934) 
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Die erſtmaligen Wahlen für die Stadtverordnetenverſammlungen in den 
Städten, in welchen die Städteordnung vom 8. Juni 1891 nicht gilt, ſind nach 
Maßgabe des gegenwärtigen Geſetzes ſchon vor deſſen Inkrafttreten und ſo zeitig 
vorzunehmen, daß die gewählten Stadtverordneten am 1. April 1898 in ihr 
Amt eingeführt werden können. 

Der Regierungspräſident beſtimmt für dieſes erſte Mal nach Lage der 
Vorarbeiten den Zeitraum, innerhalb deſſen die Offenlegung der Liſte der Stimm— 
berechtigten ($. 22 Abſatz 2) ftattzufinden hat, ſowie den Zeitpunkt, bis zu welchem 
auf die gegen die Richtigkeit der Liſte erhobenen Einſprüche zu beſchließen iſt 
(Abſatz 3 und 4 ebendafelbft). 

Die Wahlperiode der aus der erſtmaligen Wahl hervorgegangenen Stadt— 
verordneten (Abſatz 1) wird ſo berechnet, als wenn ſie mit dem Anfange des 
Jahres 1898 begonnen hätte. 

$. 98. 

Die in den $$. 14 und 32 vorgeſehenen ftatutarifchen Anordnungen, ſowie 
die nach F. 83 zuläſſige Einrichtung können ſchon vor dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes getroffen werden. 

3 

Die zur Zeit des Inkrafttretens dieſes Geſetzes im Amte befindlichen Ober: 
bürgermeiſter, Bürgermeiſter und deren beſoldete Stellvertreter bleiben bis zum 
Ablaufe ihrer Amtsperiode, die Gemeinderechner (Gemeinderechnungsführer) und 
die ſonſtigen beſoldeten Gemeindebeamten nach Maßgabe ihrer Anſtellungs— 
bedingungen im Amte. 

Auf die vorbezeichneten Beamten finden die Beſtimmungen in den $$. 69 
bis 74 nur infoweit Anwendung, als nicht für fie günftigere Bedingungen feft- 
gejegt find, bei welchen es in dieſem Falle bewendet. 


$. 100. 
Der Miniſter des Innern iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben an Bord M. Y. „Hohenzollern“, Kiel den 4. Auguſt 1897. 


(J. S.) Wilhelm. 
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